
§§  55  BBeeggiinnnn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzzeess
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
unverzüglich nach Fälligkeit d.h. nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des
Versicherungsscheines zahlt. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag
nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten hat.
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ARB/1975 bis 31.12.2008 Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  55  BBeeggiinnnn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzzeess
Der Versicherungsschutz beginnt, wenn nicht ein späterer Zeitpunkt vereinbart
ist, mit der Zahlung des Erstbeitrages (Einlösung des Versicherungsscheines).
Wird der Erstbeitrag erst nach dem als Vertragsbeginn vereinbarten Zeitpunkt
nach Aufforderung rechtzeitig gezahlt, beginnt der Versicherungsschutz zu dem
vereinbarten Zeitpunkt.

§§  66  VVoorrllääuuffiiggee  DDeecckkuunngg
(3) Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag an-

genommen, der erste Beitrag aber nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang des Versicherungsscheines bei dem Versicherer eingegangen ist. Der
Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Weicht der dem Ver-
sicherungsnehmer zugesandte Versicherungsschein vom Inhalt des Antrages
ab und gilt die Abweichung als genehmigt, weil der Versicherungsnehmer
nicht innerhalb eines Monats nach Erhalt des Versicherungsscheines wider-
sprochen hat, tritt die vorläufige Deckung rückwirkend außer Kraft, wenn
der Versicherungsschein nicht innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der
Monatsfrist eingelöst wird.

§§  66  VVoorrllääuuffiiggee  DDeecckkuunngg
(3) Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag an-

genommen, der erste Beitrag aber nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Vorlage oder Übersendung des Versicherungsscheines bei dem Versicherer
eingegangen ist. Weicht der dem Versicherungsnehmer zugesandte Versi-
cherungsschein vom Inhalt des Antrages ab und gilt die Abweichung als ge-
nehmigt, weil der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach
Erhalt des Versicherungsscheines widersprochen hat, tritt die vorläufige De-
ckung rückwirkend außer Kraft, wenn der Versicherungsschein nicht inner-
halb von zwei Wochen nach Ablauf der Monatsfrist eingelöst wird.
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§§  99  EErrhhööhhuunngg  uunndd  VVeerrmmiinnddeerruunngg  ddeerr  GGeeffaahhrr
(2) Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des Versicherers

maßgebenden Grundsätzen auch gegen einen höheren Beitrag nicht über-
nommen, kann der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus-
schließen. Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr als
10 % oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus,
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen.

(4) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monats nach
Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen Anga-
ben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann der
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündi-
gen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese Angaben vor-
sätzlich unrichtig oder unterlässt er die erforderlichen Angaben vorsätzlich
und tritt der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt
ein, in dem die Angaben dem Versicherer hätten zugehen müssen, so hat der
Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn, dem Versi-
cherer war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht
das Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf
grober Fahrlässigkeit kann der Versicherer den Umfang des Versicherungs-
schutzes in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrläs-
sigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Der Versicherungsnehmer
hat gleichwohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Versicherungs-
falles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er
nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Gefahr weder für den Eintritt des Versicherungsfalles noch für
den Umfang der Leistung ursächlich war. 

§§  99  EErrhhööhhuunngg  uunndd  VVeerrmmiinnddeerruunngg  ddeerr  GGeeffaahhrr
(2) Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des Versicherers

maßgebenden Grundsätzen auch gegen einen höheren Beitrag nicht über-
nommen, kann der Versicherer innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt
an, in welchem er von dem für die höhere Gefahr erheblichen Umstand
Kenntnis erlangt hat, den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Kün-
digungsfrist von einem Monat kündigen.

(4) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monats nach
Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen An-
gaben zu machen. Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil des
Versicherers berechtigen diesen, die Leistungen nur insoweit zu erbringen,
als es dem Verhältnis des vereinbarten Beitrages zu dem Beitrag entspricht,
der bei richtigen und vollständigen Angaben hätte gezahlt werden müssen.
Diese Kürzung der Leistungen tritt nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer
beweist, dass die Unrichtigkeit oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf
seinem Verschulden beruht.

Anpassung der  Al lgemeinen Bedingungen für  die
Rechtsschutz-Vers icherung (ARB/75)  an die  Änderungen
des VVG 2008 (Stand 01.01.2009)
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§§  2211  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz
(6) Wenn der Fahrer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebe-

ne Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war
oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen war, besteht Rechtsschutz nur für
diejenigen versicherten Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne
Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässi-
ger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen,
wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursächlich war.

(7) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, innerhalb eines Monats nach Zu-
gang einer Aufforderung dem Versicherer die Zulassung jedes, im Falle des
Absatzes 2 jedes gleichartigen, bisher nicht gemeldeten Fahrzeuges anzuzei-
gen. Tritt ein Versicherungsfall ein und ist die Zulassung des betroffenen
Fahrzeuges trotz Aufforderung noch nicht angezeigt, ist für das Fahrzeug,
für das die Anzeige unterlassen wurde, der Versicherungsschutz ausgeschlos-
sen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass das
Fahrzeug nach Abschluss des Versicherungsvertrages zugelassen wurde und
der Versicherungsfall zu einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die Anzei-
gefrist noch nicht verstrichen war. Bei einem Verstoß gegen diese Obliegen-
heit besteht Rechtsschutz nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige
oder Bezeichnungspflicht ohne Verschulden oder nur leicht fahrlässig ver-
säumt hat. Bei grob fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheit ist der
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist
der Versicherungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob-
fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der Versicherungs-
schutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

§§  1122  AAnnzzeeiiggeenn  uunndd  EErrkklläärruunnggeenn
Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers sind schriftlich abzugeben
und sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers gerichtet werden.

§§  1122  eennttffäälllltt

§§  1133  GGeerriicchhttssssttaanndd
Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherer erhoben
werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für das jeweilige Versicherungsverhältnis zuständigen Niederlas-
sung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Hat ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abgeschlossen, ist auch
das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Agent zur Zeit der Vermittlung oder
des Abschlusses seine gewerbliche Niederlassung oder bei Fehlen einer gewerb-
lichen Niederlassung seinen Wohnsitz hatte.

§§  1133  GGeerriicchhttssssttaanndd
Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherer erhoben
werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für das jeweilige Versicherungsverhältnis zuständigen Niederlas-
sung.
Hat ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abgeschlossen, ist auch
das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Agent zur Zeit der Vermittlung oder
des Abschlusses seine gewerbliche Niederlassung oder bei Fehlen einer gewerb-
lichen Niederlassung seinen Wohnsitz hatte.

§§  1155  OObblliieeggeennhheeiitteenn  nnaacchh  ddeenn  VVeerrssiicchheerruunnggssffaallll
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 1 genannten Obliegen-

heiten vorsätzlich, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständi-
ge oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung
einer nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder
Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechts-
folge hingewiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungs-
schutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegen-
heit arglistig verletzt hat.

§§  1188  eennttffäälllltt§§  1188  KKllaaggeeffrriisstt
Lehnt der Versicherer den Versicherungsschutz ab oder behauptet der Versiche-
rungsnehmer, dass die gemäß § 17 Absatz 2 getroffene Entscheidung des
Rechtsanwaltes offenbar von der wirklichen Sach- oder Rechtslage erheblich ab-
weicht, kann der Versicherungsnehmer den Anspruch auf Versicherungsschutz
nur innerhalb von sechs Monaten gerichtlich geltend machen. Die Frist beginnt
erst, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Ablehnung des Ver-
sicherungsschutzes oder die gemäß § 17 Absatz 2 getroffene Entscheidung des
Rechtsanwaltes schriftlich mitgeteilt hat, und zwar unter Angabe der mit dem
Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge.

§§  2211  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz
(6) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Fahrer

bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis
hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war oder wenn das Fahr-
zeug nicht zugelassen war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für dieje-
nigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub-
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der
Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.

(7) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, innerhalb eines Monats nach Zu-
gang einer Aufforderung dem Versicherer die Zulassung jedes, im Falle des
Absatzes 2 jedes gleichartigen, bisher nicht gemeldeten Fahrzeuges anzuzei-
gen. Tritt ein Versicherungsfall ein und ist die Zulassung des betroffenen
Fahrzeuges trotz Aufforderung noch nicht angezeigt, ist für das Fahrzeug,
für das die Anzeige unterlassen wurde, der Versicherungsschutz ausge-
schlossen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
das Fahrzeug nach Abschluss des Versicherungsvertrages zugelassen wurde
und der Versicherungsfall zu einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die An-
zeigefrist noch nicht verstrichen war.

ARB/1975 bis 31.12.2008 Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  1155  OObblliieeggeennhheeiitteenn  nnaacchh  ddeenn  VVeerrssiicchheerruunnggssffaallll
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 1 genannten Obliegen-

heiten, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei
denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit
beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur Leistung
insoweit verpflichtet, als die Verletzung Einfluss weder auf die Feststellung
des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistungen gehabt hat
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ARB/1975 bis 31.12.2008 Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  2222  FFaahhrrzzeeuugg--RReecchhttsssscchhuuttzz
(5) Wenn der Fahrer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebe-

ne Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war
oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen war, besteht Rechtsschutz nur für
diejenigen versicherten Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne
Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässi-
ger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen,
wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursächlich war.

(6) Wird das versicherte Fahrzeug länger als fünf Monate stillgelegt und bei der
Zulassungsstelle abgemeldet, kann der Versicherungsnehmer für die Dauer
der Stillegung die Unterbrechung des Versicherungsvertrages verlangen. Der
Versicherungsvertrag verlängert sich um den Zeitraum der Unterbrechung.
Zeigt der Versicherungsnehmer die Stillegung innerhalb eines Monats dem
Versicherer an, gebührt diesem der anteilige Beitrag bis zur Stillegung. Geht
die Anzeige später als einen Monat nach der Stillegung ein, gebührt dem
Versicherer der anteilige Beitrag bis zum Eingang der Anzeige. Der Versiche-
rungsnehmer hat die Wiederzulassung sofort anzuzeigen.
Bei einem Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige oder Bezeichnungspflicht ohne
Verschulden oder nur leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem
Verstoß gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach,
dass der Obliegenheitsverstoß nicht grobfahrlässig war, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war.

(7) Ersatzfahrzeugregelung
1. ...
2. ...
3. ...
4. ...
5. Die Veräußerung des versicherten Fahrzeuges oder der sonstige Wag-

niswegfall ist dem Versicherer sofort anzuzeigen. Außerdem muss dem
Versicherer das Ersatzfahrzeug bezeichnet werden. 
Bei einem Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige oder Bezeichnungspflicht
ohne Verschulden oder nur leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob
fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der
Versicherungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob-
fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der Versiche-
rungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich
war.

§§  2222  FFaahhrrzzeeuugg--RReecchhttsssscchhuuttzz
(5) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Fahrer

bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis
hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war oder wenn das Fahr-
zeug nicht zugelassen war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für dieje-
nigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub-
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der
Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.

(6) Wird das versicherte Fahrzeug länger als fünf Monate stillgelegt und bei der
Zulassungsstelle abgemeldet, kann der Versicherungsnehmer für die Dauer
der Stillegung die Unterbrechung des Versicherungsvertrages verlangen. Der
Versicherungsvertrag verlängert sich um den Zeitraum der Unterbrechung.
Zeigt der Versicherungsnehmer die Stillegung innerhalb eines Monats dem
Versicherer an, gebührt diesem der anteilige Beitrag bis zur Stillegung. Geht
die Anzeige später als einen Monat nach der Stillegung ein, gebührt dem
Versicherer der anteilige Beitrag bis zum Eingang der Anzeige. Der Versiche-
rungsnehmer hat die Wiederzulassung sofort anzuzeigen. Unterlässt der
Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist der Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung frei, es sei denn, dass die Anzeige unverschuldet unterlas-
sen wurde.

(7) Ersatzfahrzeugregelung
1. ...
2. ...
3. ...
4. ...
5. Die Veräußerung des versicherten Fahrzeuges oder der sonstige Wag-

niswegfall ist dem Versicherer sofort anzuzeigen. Außerdem muss dem
Versicherer das Ersatzfahrzeug bezeichnet werden. Unterlässt der Ver-
sicherungsnehmer die Bezeichnung des Ersatzfahrzeuges, ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass die
Unterlassung nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers
beruht.

§§  2233  FFaahhrreerr--RReecchhttsssscchhuuttzz
(4) Wenn der Fahrer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebe-

ne Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war
oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen war, besteht Rechtsschutz nur für
diejenigen versicherten Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne
Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässi-
ger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen,
wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursächlich war.

(5) Wird der Versicherungsnehmer länger als fünf Monate daran gehindert, ein
Fahrzeug zu führen, kann er für die Dauer der Verhinderung die Unterbre-
chung des Versicherungsschutzes verlangen. Der Versicherungsvertrag ver-
längert sich um den Zeitraum der Verhinderung. Zeigt der Versicherungs-
nehmer die Verhinderung innerhalb eines Monats seit Beginn dem Versiche-
rer an, gebührt diesem der anteilige Beitrag bis zum Beginn der Verhinde-
rung. Geht die Anzeige später als einen Monat nach Beginn der Verhinde-
rung ein, gebührt dem Versicherer der anteilige Beitrag bis zum Eingang der
Anzeige. Der Versicherungsnehmer hat das Ende der Verhinderung sofort
anzuzeigen.
Bei einem Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige oder Bezeichnungspflicht ohne
Verschulden oder nur leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem
Verstoß gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach,
dass der Obliegenheitsverstoß nicht grobfahrlässig war, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn

§§  2233  FFaahhrreerr--RReecchhttsssscchhuuttzz
(4) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versi-

cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebe-
ne Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war
oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen ist.

(5) Wird der Versicherungsnehmer länger als fünf Monate daran gehindert, ein
Fahrzeug zu führen, kann er für die Dauer der Verhinderung die Unterbre-
chung des Versicherungsschutzes verlangen. Der Versicherungsvertrag ver-
längert sich um den Zeitraum der Verhinderung. Zeigt der Versicherungs-
nehmer die Verhinderung innerhalb eines Monats seit Beginn dem Versiche-
rer an, gebührt diesem der anteilige Beitrag bis zum Beginn der Verhinde-
rung. Geht die Anzeige später als einen Monat nach Beginn der Verhinde-
rung ein, gebührt dem Versicherer der anteilige Beitrag bis zum Eingang der
Anzeige. Der Versicherungsnehmer hat das Ende der Verhinderung sofort
anzuzeigen. Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist der Ver-
sicherer zur Leistung frei, es sei denn, dass die Anzeige unverschuldet unter-
lassen wurde.
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§§  2244  RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr  GGeewweerrbbeettrreeiibbeennddee  uunndd  ffrreeiibbeerruufflliicchh  TTäättiiggee
(6) 1. ...

2. ...
3. ...
4. Wenn der Fahrer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorge-

schriebene Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht be-
rechtigt war oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen war, besteht
Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Personen, die von dem Ob-
liegenheitsverstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kennt-
nis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkennt-
nis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte
Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch
für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung ursächlich war.

der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war.

(7) Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen
1. ...
2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, innerhalb eines Monats nach

Zugang einer Aufforderung dem Versicherer die Einstellung jedes bis-
her nicht gemeldeten Kraftfahrers anzuzeigen. Tritt ein Versicherungs-
fall ein und ist die Einstellung trotz Aufforderung noch nicht angezeigt,
ist für den Kraftfahrer, für den die Anzeige unterlassen wurde, der Ver-
sicherungsschutz ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Kraftfahrer nach Abschluss des Versi-
cherungsvertrages eingestellt wurde und der Versicherungsfall zu
einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war.
Bei einem Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige oder Bezeichnungspflicht
ohne Verschulden oder nur leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob
fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der
Versicherungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob-
fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der Versiche-
rungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich
war.

ARB/1975 bis 31.12.2008 Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  2244  RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr  GGeewweerrbbeettrreeiibbeennddee  uunndd  ffrreeiibbeerruufflliicchh  TTäättiiggee
(6) 1. ...

2. ...
3. ...
4. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn bei

Eintritt des Versicherungsfalles der Fahrer nicht die vorgeschriebene
Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war
oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen war. Der Versicherungs-
schutz bleibt jedoch für diejenigen versicherten Personen bestehen, die
von dem Fehlen der Fahrerlaubnis, der Berechtigung zum Führen des
Fahrzeuges oder von dem Fehlen der Zulassung ohne Verschulden
keine Kenntnis hatten.

§§  2266  FFaammiilliieenn--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr  LLoohhnn--  uunndd
GGeehhaallttsseemmppffäännggeerr
(6) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn bei Eintritt

des Versicherungsfalles der Fahrer nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis
hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war oder wenn das Fahr-
zeug nicht zugelassen war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für dieje-
nigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub-
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der
Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.

§§  2266  FFaammiilliieenn--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr  LLoohhnn--  uunndd
GGeehhaallttsseemmppffäännggeerr
(6) Wenn der Fahrer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebe-

ne Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war
oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen war, besteht Rechtsschutz nur für
diejenigen versicherten Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne
Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässi-
ger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen,
wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursächlich war.

§§  2277  LLaannddwwiirrttsscchhaaffttss--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz
(6) Wenn der Fahrer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vorgeschriebe-

ne Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war
oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen war, besteht Rechtsschutz nur für
diejenigen versicherten Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne
Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässi-
ger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen,
wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursächlich war.

§§  2277  LLaannddwwiirrttsscchhaaffttss--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz
(6) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn bei Eintritt

des Versicherungsfalles der Fahrer nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis
hatte, zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war oder wenn das Fahr-
zeug nicht zugelassen war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für dieje-
nigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub-
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der
Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.

(7) Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen
1. ...
2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, innerhalb eines Monats nach

Zugang einer Aufforderung dem Versicherer die Einstellung jedes bis-
her nicht gemeldeten Kraftfahrers anzuzeigen. Tritt ein Versicherungs-
fall ein und ist die Einstellung trotz Aufforderung noch nicht angezeigt,
ist für den Kraftfahrer, für den die Anzeige unterlassen wurde, der Ver-
sicherungsschutz ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Kraftfahrer nach Abschluss des Versi-
cherungsvertrages eingestellt wurde und der Versicherungsfall zu
einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war.


